
 1 

Bereitstellung von Sozialleistungen zur gesellschaftlichen Teilhabe 
aus ökonomischer Perspektive 

 
Prof. Dr. Harry Fuchs, Hochschule Düsseldorf 

 
Einleitung 
 
Die Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, und die volle und wirksame Teilhabe an der 
Gesellschaft sowie die Einbeziehung in die Gesellschaft sind wesentliche Elemente, ohne 
deren Verwirklichung die Würde des Menschen nicht gewahrt ist (Art. 3 Buchst. a und c UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)). Teilhabe bedeutet mehr als Lebensqualität, 
nämlich gleichberechtigt am Leben teilzuhaben, nicht ausgegrenzt zu werden, 
selbstbestimmte Entscheidungen zu treffen, und zwar unabhängig von Alter, Herkunft oder 
geistigen und körperlichen Voraussetzungen. 
  
Die Würde des Menschen ist unantastbar und deshalb auch nicht verhandelbar. Sie zu 
achten und zu schützen, ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt (Art 1 GG). Art. 1 GG bindet 
alle staatliche Gewalt und schützt die Bürger vor staatlicher Willkür. Er erfasst gleichermaßen 
das soziale wie auch das ökonomische Handeln des Staates. Die Achtung und der Schutz der 
Würde des Menschen sind mithin Gestaltungsmaßstab sowohl für das soziale wie auch das 
ökonomische Handeln des Staates.  
 
Das Konzept der sozialen Marktwirtschaft 
 
Die aktuelle Politik erkennt an, dass die deutsche Volkswirtschaft in erster Linie eine 
Marktwirtschaft ist, in der nicht nach Bedürfnissen, sondern vorrangig nach Knappheit 
verteilt werden sollte. Dabei werden vorrangig private Investitionen wichtig für Wachstum 
und Beschäftigung gehalten, die wiederum maßgeblich von Höhe und Stabilität der 
Gewinnerwartungen abhängen. 
 
Wie die Umfragen und Meinungsäußerungen zeigen, erweckt diese Politik bei vielen Bürgern 
offensichtlich den Eindruck, als sei es primäres Staatsziel, die Wirtschaft zu fördern, die 
daraus erwachsenden Gewinne für eine kleine Gruppe der Bevölkerung zu steigern und dafür 
staatliche Fördermittel mit Einschnitten und Kürzungen bei den Sozialleistungen zu Lasten 
der großen Mehrheit der Bevölkerung freizusetzen. Erkennbar ausgeblendet werden 
gesellschaftliche, verfassungs- und sozialrechtliche Maßstäbe. 
 
Dabei darf allerdings z. B. Art 14 Abs. 2 GG nicht außer Acht gelassen werden, nach dem 
Eigentum verpflichtet; sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. Das 
Grundgesetz ordnet danach Eigentum und wirtschaftlichem Handeln keinen Selbstzweck, 
sondern eine dienende Funktion zum Wohle der Allgemeinheit zu.  
 
Diese Aspekte der aktuellen wirtschafts- und finanzpolitischen Diskussion und deren 
Auswirkung auf die Bevölkerung zeigen, dass es dringend geboten ist, den Sozialstaat neu zu 
denken und sich bewusst zu machen, dass Sozialleistungen kein „Nice-to-have“ sind. 
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Sozialleistungen sind einerseits unverzichtbares Element zum Erhalt des sozialen Friedens 
und der Demokratie, andererseits aber auch wirksamer Baustein unseres 
Wirtschaftskreislaufs, der einen bedeutenden Beitrag zur Wertschöpfung leistet. 
  
Die gesellschaftlichen Wirkungen von Leistungen zur Teilhabe  
 
Schon der Reichsgesetzgeber hatte erkannt, dass Sozialleistungen immer eine 
gesellschaftliche und eine wirtschaftliche Wirkung haben. Einerseits wird der aus einer 
Beeinträchtigung seiner Teilhabe erwachsene individuelle Hilfebedarf des Bürgers 
ausgeglichen, andererseits wird er dadurch in die Lage versetzt, weiterhin oder wieder am 
Arbeits- und Wirtschaftsleben teilzuhaben und damit zur Wertschöpfung beizutragen.  
 
Das ist für die Sozialversicherungsträger von besonderer Bedeutung, weil sie durch wirksame 
Leistungen unmittelbar darauf Einfluss nehmen können, Folgeleistungen zu reduzieren bzw. 
einzusparen und die Basis ihre Beitragszahler zu stärken. 
 
In der Begründung zur Invaliditäts- und Alterssicherung vom 22.6.1889 heißt es dazu: 
„Dadurch soll dem Gedanken Geltung verschafft werden, dass Schäden besser verhütet als in 
Geld entschädigt (zu) werden und es dem Versicherten mehr dient, den bevorstehenden 
Verfall der Erwerbsfähigkeit zu verhindern, als die eingetretene Invalidität durch Gewährung 
von Geldrenten auszugleichen.“ (Anmerkung: Dies ist die Geburtsstunde des Grundsatzes 
„Rehabilitation vor Rente“, der in diesem Jahr 137 Jahre alt wird.) 
 
Heute beschränkt sich das Verständnis von Teilhabe nicht mehr auf Arbeitsfähigkeit, sondern 
erstreckt sich auf das gesamte gesellschaftliche Leben. 
 
Nachfolgend wird am Beispiel des Neunten Sozialgesetzbuches (SGB IX) dargestellt, dass das 
Prinzip der ökonomischen Orientierung des Sozialrechts dort bereits seit dem 1.7.2001 
verankert ist. Das Prinzip der parallelen Wirkung von sozialen Teilhabeleistungen ist u. a. 
Bestandteil der Teilhabeziele, die durch Leistungen des SGB IX für Menschen mit 
Behinderungen erreicht werden sollen, nämlich auch „den vorzeitigen Bezug anderer 
Sozialleistungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu vermindern“. 
 
Sind Menschen in ihrer gesellschaftlichen Teilhabe beeinträchtigt, ist der Bezug von 
Teilhabeleistungen Voraussetzung dafür, das Ziel zu erreichen, den dauerhaften Bezug von 
Sozialleistungen zu vermeiden oder bereits laufenden Leistungsbezug zu vermindern. Danach 
investiert man Sozialleistungen, um noch höhere oder dauerhafte Leistungsbedarfe zu 
vermeiden. 
 
Mit dem Bezug von Teilhabeleistungen wird zugleich ein menschenwürdiges Maß an Teilhabe 
erreicht. Er ermöglicht erst die Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen und damit die 
eigene gesellschaftliche Teilhabe gestalten zu können. 
 
Das auf die Vermeidung oder Minderung von Sozialleistungen gerichtete Ziel der Leistungen 
zur sozialen Teilhabe ist deshalb nicht nur sozial und wirtschaftlich, sondern dient zugleich 
der Vermeidung gesellschaftlicher Ausgrenzung und fördert den sozialen Zusammenhalt 
der Gesellschaft. 
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Wirtschaftliche Erbringung von Leistungen zur gesellschaftlichen Teilhabe 
 
Die Vorsitzende der sogenannten Wirtschaftsweisen, Monika Schnitzer, forderte kürzlich in 
einem Interview, Sozialleistungen müssten „zielgenau“ erbracht werden. 
 
Die Erbringung „zielgenauer Sozialleistungen“ setzt das Wissen über die Ziele voraus, die mit 
den Leistungen erreicht werden sollen. Zielgenaue Sozialleistungen sind dennoch 
ökonomisch wenig erfolgreich und nachhaltig, wenn sie nicht wirksam sind. Es kommt mithin 
nicht nur darauf an, Ziele zu erreichen (Effektivität), sondern sie mit dem geringstmöglichen 
Aufwand (Effizienz) nachhaltig zu erreichen. 
 
Der von Frau Schnitzer geforderte Ansatz ist im Recht behinderter Menschen, dem SGB IX, 
seit seinem Inkrafttreten am 1.7.2001 exemplarisch verwirklicht und Bestandteil des darin 
geregelten Leistungsgestaltungs- und -erbringungsrechts. 
 
Aufgabe des Behindertenrechts ist die Förderung der Selbstbestimmung und der vollen, 
wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie die 
Vermeidung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen (§ 1 SGB IX). 
 
Allgemeines Leistungsziel ist die Verbesserung oder Wiederherstellung der durch Krankheit 
oder Behinderung eingeschränkten Teilhabe des Menschen mit Behinderung (§ 4 Abs. 2 S. 1 
SGB IX). 
 
Voraussetzung für die von Frau Schnitzer geforderte zielgenaue Leistungserbringung ist für 
alle Träger von Teilhabeleistungen gleichermaßen die Ermittlung von Art und Umfang der 
individuellen Beeinträchtigung der Teilhabe unter Orientierung an der Internationalen 
Klassifikation für Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO), einem weltweiten Maßstab zur Beschreibung von 
Teilhabebeeinträchtigungen (§ 13 Abs. 2 SGB IX). 
 
In Kenntnis von Art und Umfang der individuellen Teilhabebeeinträchtigung sind die 
Teilhabeziele zu bestimmen, die mit den Teilhabeleistungen erreicht werden können und 
sollen (§ 13 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX). 
 
Anschließend ist vom Leistungsträger im Rahmen eines gesetzlich geregelten 
Auswahlermessens der Leistungserbringer zu bestimmen, der nach seiner Struktur- und 
Prozessqualität voraussichtlich der geeignetste ist, die Teilhabeziele erfolgreich und damit 
wirksam zu erreichen (Prognose bzgl. der Wirksamkeit der Leistungen bereits bei der 
Bedarfsermittlung – §§ 13 Abs. 2 Nr.4, 36 Abs. 2 SGB IX). 
 
Das Behindertenrecht gewährleistet damit, dass 

• einerseits der Mensch mit einer Behinderung individuell zielgenau die Leistungen 
erhält, die er gemessen an Art und Umfang seiner Teilhabebeeinträchtigung zur 
vollen, wirksamen Teilhabe am Leben in der Gesellschaft benötigt, und trägt damit 
dem Menschenwürdeansatz der Verfassung Rechnung. 

• anderseits keine Mittel für Leistungen ausgegeben werden, die der Betroffene nicht 
benötigt oder die keine Wirksamkeit bezogen auf die Erreichung der Teilhabeziele 
entfalten und deshalb unwirksam sind. Dies trägt im Übrigen auch dem für das 
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gesamte Sozialsystem geltenden Gebot zur sparsamen und wirtschaftlichen 
Mittelverwendung Rechnung (§ 69 Abs. 2 SGB IV). 
 

Verschiedene Forschungsberichte (u. a. Forschungsbericht 630 des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales (BMAS)) zeigen, dass die Praxis dem nicht konsequent Rechnung trägt. 
 
Die konsequente Orientierung der Leistungen am individuellen Bedarf der Berechtigten ist 
nicht nur rechtlich geboten, sondern zugleich die ökonomisch erforderliche Grundlage für die 
von den Sachverständigen geforderte Zielgenauigkeit der Leistungserbringung. Es liegt 
deshalb nahe, die konsequente Orientierung am individuellen Bedarf auch in den Systemen 
der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung zur Grundlage der zielgenauen 
Leistungserbringung zu machen.   
 
Im Gegensatz zu der nicht nur von den Wirtschaftsweisen beklagten mangelnden 
Zielgenauigkeit der Sozialleistungen steht die insbesondere aus dem Kreis der Länder, 
Kommunen und Träger der Eingliederungshilfe vorgetragene Forderung nach weiterer 
Pauschalierung der Leistungen zur gesellschaftlichen Teilhabe. Rein mathematisch (Gaußsche 
Normalverteilung) enthalten Leistungspauschalen bedeutende Anteile nicht zielgenauer 
Leistungsbestandteile, die nicht wirksam werden und damit unwirtschaftlich sind. Die 
Pauschalierung kann zwar Verfahren entschlacken, aber auch zu unwirksamen oder 
Zusatzausgaben führen. 
 
Anspruch und Wirklichkeit  
 
Die Leistungen zur Teilhabe der Sozialversicherungsträger unterliegen seit der ersten 
wirtschaftlichen Rezession nach dem 2. Weltkrieg im Jahr 1967 einer ständigen kritischen 
Betrachtung hinsichtlich ihrer Notwendigkeit und möglichen Einsparpotenzialen. Dies hat 
bspw. dazu geführt, dass die Teilhabeleistungen der Rentenversicherung seit 1967 bis heute 
gedeckelt sind. Die durch steuerfinanzierte Träger erbrachten Leistungen der 
Eingliederungshilfe sind unverändert Fürsorgeleistungen, die dem fürsorgerechtlichen 
Minimalprinzip unterliegen. 
 
Die demografische Entwicklung der Zahl der Menschen mit Behinderung und deren 
individuell sehr unterschiedlichen und hochkomplexen Bedarfe an Teilhabeleistungen lässt 
fachlich nicht erkennen, dass die Zahl der Leistungsberechtigten abnimmt oder für 
bestimmte Leistungen kein Bedarf mehr besteht und Leistungskürzungen bzw. -streichungen 
gerechtfertigt werden könnten. Es gibt ganz im Gegenteil erhebliche Bereiche von 
Unterversorgung u. a. bei Menschen mit psychischen Erkrankungen, seh- und 
hörbehinderten, mehrfach behinderten oder pflegebedürftigen Menschen.  
 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach der Effizienz der Verwaltungsverfahren. Die 
kann, gemessen an den klaren Vorgaben des trägerübergreifenden Verfahrensrechts des SGB 
IX, wie folgt beantwortet werden: 
 

• Der individuelle Bedarf an Leistungen zur Teilhabe wird mit einer Vielzahl 
unterschiedlicher Bedarfsermittlungsinstrumente höchst uneinheitlich und zum Teil 
auch inhaltlich nicht nach den gesetzlichen Vorgaben erhoben (vergl. BMAS-
Forschungsbericht 630). Die in diesem Zusammenhang beklagten 
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„Bürokratiemonster“ sind nicht gesetzlich bedingt, sondern in der Verantwortung der 
Länder/Träger entstanden und können von diesen jederzeit ohne weiteres 
gesetzgeberisches Handeln neugestaltet werden. Eine einheitliche Rechtsanwendung 
dürfte nach Ansicht des Verfassers mit Blick auf das föderalistische Eigenleben der 
Länder nur auf der Grundlage einer Rechtsverordnung zum SGB IX zu erwarten sein. 

• Wesentliche Grundlage für Art und Umfang der Leistungen und damit auch die damit 
verbundenen Kosten sind die erreichbaren Teilhabeziele. Die Forschung zur 
Bedarfsermittlung zeigt, dass auch hier bundesweit ein Bedarf zur Entwicklung von   
Maßstäben zur Beurteilung und Definition dieser Ziele besteht. 

 
Entscheidend für die Beurteilung der ökonomischen Entwicklung ist die tatsächliche 
Entwicklung der Leistungskosten.  
 
Die mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) verbundene Erwartung, dass sich die Anzahl der 
Leistungsberechtigten durch eine andere Gestaltung der Zugangsvoraussetzungen absenken 
lasse, hat sich ohne erhebliche Nachteile für die betroffenen Menschen mit Behinderungen 
nicht verwirklichen lassen. D. h., der Bedarf ist unverändert. 
 
Die Leistungskosten selbst sind durch zum Teil nicht beeinflussbare Faktoren (Energiekosten, 
allgemeine Kostensteigerungen) geprägt. Dies gilt grundsätzlich auch für die Personalkosten, 
die im Wesentlichen durch die Tarifvertragsparteien vorgegeben sind. Die Absicht, diese 
nicht in vollem Umfang zu refinanzieren, führt durch negative Veränderung der Anzahl und 
Qualität der Beschäftigten mit Blick auf die jetzt schon geringen Spielräume der Finanzierung 
zur Verschlechterung der Teilhabequalität und relativ schnell an die Grenze der 
Gewährleistung der Menschenwürde. 
 
Der Staat ist trotz dieser Rahmenbedingungen verpflichtet, den Bedarf unter Beachtung der 
verfassungsrechtlichen Grundsätze (Menschenwürde usw.) und überstaatlichem Recht (UN-
BRK) zu decken. 
 
Die Fakten sollten stimmen 
 
Im Zusammenhang mit dem Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) wird das Ansteigen der 
Leistungsempfänger ab 1.1.2017 u. a. darauf zurückgeführt (u. a. Frau Schnitzer), dass der 
Gesetzgeber bei der Definition der Pflegebedürftigkeit deutlich über Empfehlung von 
Experten hinausgegangen sei und eine Absenkung auf die Expertenempfehlung die Anzahl 
der Pflegebedürftigen deutlich reduzieren würde. Dabei wird allerdings ignoriert, dass durch 
die über die Expertenempfehlung hinausgehende Anhebung der Schwellenwerte für den 
Zugang zu Leistungen der Pflegeversicherung eine erhebliche Entlastung der Kommunen 
möglich wurde. Bis dahin mussten diese nämlich Hilfe zur Pflege nach § 61 Abs. 1 Satz 2 SGB 
XII aF auch dann erbringen, wenn ein geringerer Bedarf an Pflege bestand, der noch keine 
Pflegestufe und damit Leistungen der Pflegeversicherung auslöste (sogenannte Pflegestufe 
0). 
 
Mit Inkrafttreten des 3. Pflegestärkungsgesetzes am 1.1.2017 entfiel diese Regelung im SGB 
XII. Damit erhielten ab 1.1.2017 mehrere hunderttausend Menschen Leistungen der 
Pflegeversicherung, die zuvor Leistungen der Sozialhilfe bekamen. 
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Senkt man mit dem PNOG die Schwellenwerte auf die Expertenvorschläge ab, ohne 
gleichzeitig die Auffangregelung im SGB XII wieder einzuführen, werden erstmals in der 
Geschichte der pflegerischen Versorgung hunderttausende Menschen mit einem 
nachgewiesenen pflegerischen Hilfebedarf (Beachte: Die hauswirtschaftliche Versorgung war 
und ist Bestandteil der pflegerischen Versorgung) keinerlei Sozialleistungen mehr erhalten. 
 
Aspekt der Rahmenbedingungen der Sozialversicherungsträger 
 
Bei der Finanzierung sozialer Teilhabeleistungen der Sozialversicherungsträger ist zusätzlich 
die Verfügbarkeit ihres Beitragsaufkommens in den Blick zu nehmen. 
 
Spätestens seit der ersten Rezession nach dem 2. Weltkrieg im Jahr 1967 bedienen sich alle 
Bundesregierungen zum Ausgleich des Bundeshaushaltes bei den Kassen der 
Sozialversicherungsträger: 

• versicherungsfremde Leistungen der Rentenversicherungsträger (u. a. Mütterrente, 
Kriegsfolgelasten, Fremdrentengesetz, Ausfallzeiten, deutsche Einheit) 

• versicherungsfremde Leistungen der Krankenversicherung (u. a. Kranken- und 
Rentenversicherungsbeiträge der Bürgergeldempfänger, Corona-Kosten) 

• versicherungsfremde Leistungen der Pflegeversicherung (u. a. 
Rentenversicherungsbeiträge für pflegende Angehörige, Corona-Kosten) 

 
Die Finanzierung der versicherungsfremden Leistungen ist Aufgabe des Bundes und 
überwiegend gesetzlich geregelt. Dennoch kommt der Bund seiner Verpflichtung allenfalls 
teilweise nach. 
  
Da es für die gesetzliche Rentenversicherung keine gesetzliche Definition der 
versicherungsfremden Leistungen gibt, berechnet sie jeweils eine untere und obere 
Aufwandsgröße (mit Krankenversicherung der Rentner (KVdR) und ohne). Im Jahr 2024 
betrug der Aufwand 124 Mrd. EUR, von denen nur 116 Mrd. EUR durch den Bundeszuschuss 
gedeckt wurden. Die Differenz von 8 Mrd. EUR trugen die Beitragszahler. 
 
Würden die Beitragszahler von der Finanzierung versicherungsfremder Leistungen entlastet, 
würden sich die derzeit geführten Diskussionen über Einschnitte bei den Sozialleistungen in 
erheblichem Maße entspannen. 
  
Sozialleistungen als Wirtschaftsfaktor 
 
Sozialleistungen werden in der öffentlichen Diskussion häufig als für den wirtschaftlichen 
Erfolg des Landes und die Wertschöpfung unwirksam mit Sätzen diskreditiert wie 

• „Fast die Hälfte unseres Etats geht in Sozialleistungen. Wenn wir sparen müssen, 
fangen wir eben dort an.“ 

• „Soziales – das kostet doch nur Geld. Wir investieren lieber in Zukunftsbranchen.“ 
• „Das sind doch unproduktive Ausgaben, die nur in den Konsum gehen.“ 

 
Dabei fließen Sozialleistungen entweder – wie die Rentenzahlungen binnen weniger Tage 
unmittelbar – oder über die Sozialunternehmen, die die Leistungen ausführen, in 
erheblichem Umfang in den Wirtschaftskreislauf zurück.  
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Sozialunternehmen – sozialrechtlich Leistungserbringer genannt – agieren wie alle anderen 
Wirtschaftsunternehmen als regionaler und überregionaler Wirtschaftsfaktor. Sie schaffen 
Beschäftigung, sorgen für Nachfrage – gerade regional auch beim Mittelstand –, 
Steueraufkommen und Sozialversicherungsbeiträge. 
 
Verschiedene Gutachten – u. a. auf der Grundlage von Social Return on Investment (SROI) – 
haben gezeigt, dass der Return on Investment in die öffentlichen Haushalte je nach 
Leistungsart zwischen 50 bis 80 v. H. der eingesetzten Sozialleistungen liegt. 
 
Ein Gutachten im Auftrag des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe zeigte schon 2013, dass 
die Eingliederungshilfe in den Familien ein Einkommensvolumen von etwa 1,7 Mrd. € und 
daraus Einnahmen für die öffentliche Hand von 1 Mrd. € ermöglichte. 
 
Dabei zeigte sich auch, wie sich der Return on Investment auf die öffentlichen Hände verteilt. 
Obwohl die kommunalen Kassen zwischen 65 und 82 % der Mittel tragen, fließt der größte 
Teil der Rückflüsse (72 %) an den Bund und die Sozialversicherungen. Dadurch entstehen 
beachtliche Nettoerträge beim Bund, aber beträchtliche Nettokosten bei den Kommunen. 
Die Forderung der Länder und Kommunen nach einer stärkeren Beteiligung des Bundes an 
den Kosten der Eingliederungshilfe hat mithin eine reale Grundlage. 
 
Soziale Dienstleistungen unterscheiden sich danach grundsätzlich nicht von anderen 
Investitions- und Konsumbereichen der Wirtschaft. Die hier eingesetzten Mittel sorgen 
ebenfalls für Beschäftigung und Einkommen sowie für Nachfrage und Wachstum in der 
Region und der Gesamtwirtschaft. 
 
Durch soziale Dienstleistungen (Pflege, Betreuung, Assistenz, Bildung, Beratung usw.) werden 
die Teilhabe der Empfänger am Leben in der Gesellschaft unmittelbar verbessert und durch 
bestimmte Leistungen (Prävention, Therapie und Rehabilitation, Verbleib im häuslichen 
Umfeld) an anderer Stelle Kosten vermieden oder vermindert. 
 
Indirekt wächst damit aber auch die Wohlfahrt der ganzen Gesellschaft, denn die Existenz 
des Netzes von sozialen Dienstleistungen erzeugt ein positives Sozialklima, stärkt die 
Versorgungssicherheit und die Innovationsbereitschaft. 
 
Sie ist mithin ein unmittelbares Element zur Förderung und Stärkung unserer Demokratie. 
 
 
 
 
 
 
 
 


	Bereitstellung von Sozialleistungen zur gesellschaftlichen Teilhabe aus ökonomischer Perspektive
	Einleitung
	Das Konzept der sozialen Marktwirtschaft
	Die gesellschaftlichen Wirkungen von Leistungen zur Teilhabe
	Wirtschaftliche Erbringung von Leistungen zur gesellschaftlichen Teilhabe
	Anspruch und Wirklichkeit
	Die Fakten sollten stimmen
	Aspekt der Rahmenbedingungen der Sozialversicherungsträger
	Sozialleistungen als Wirtschaftsfaktor


